
men, das sie durch zumutbare Berufsarbeit erzielen 
könnte. Nutzt sie diese Möglichkeit nicht, weil sie in 
der Landwirtschaft ihrer Eltern mitarbeitet, so kann 
das nicht zu Lasten des Verklagten gehen. Im übrigen 
kann, insbesondere nach den Ausführungen im Schrift­
satz der Klägerin vom 19. Februar 1959, dessen Inhalt 
als vorgetragen zu behandeln ist, angenommen werden, 
daß ihr aus dieser Arbeit Erträgnisse, wenn auch vor 
altem in landwirtschaftlichen Produkten, in etwa dem 
gleichen Maße zufließen wie aus einer anderen zumut­
baren Halbtagsbeschäftigung.

Nach alledem kann die Klägerin Entschädigung für 
entgangenen Unterhalt in dem von ihr beantragten 
Ausmaß, d. h. vor allem für die Zukunft, nicht ver­
langen. Dagegen war dem von ihr in der Berufungs­
verhandlung mit der Anschlußberufung gestellten Hilfs­
antrag im wesentlichen stattzugeben. Es konnte von ihr 
nicht verlangt werden, daß sie alsbald nach dem Tode 
ihres Mannes eine Arbeit aufnahm. Ihr ist vielmehr 
zuzubilligen, daß sie sich während einer Übergangszeit 
auf die veränderten Lebensverhältnisse umstellte, wobei 
auch die durch den tragischen Unglücksfall hervor­
gerufene psychische Einwirkung nicht außer acht ge­
lassen werden darf. Schließlich hätte sie auch eine 
gewisse Zeit gebraucht, um eine zumutbare Arbeit zu 
finden. Als Übergangszeit erscheinen sechs Monate 
als angemessen. Für diese Zeit hat ihr der Verklagte, 
der insoweit auch keinen Gegenantrag gestellt hat, 
Schadenersatz für entgangenen Unterhalt zu leisten, und 
zwar mit Rücksicht auf die nunmehr von ihr allein 
zu tragenden feststehenden Haushaltsausgaben einen 
Betrag von monatlich 135 DM. Dem steht der monat­
liche Höchstrentenbetrag von 125 DM nach § 12 Abs. 1 
Ziff. 1 KFG nicht entgegen. Nach § 13 Abs. 1 KFG ist 
u. a. auch der nach § 10 Abs. 2 KFG unterhaltsberech- 
tigten Angehörigen des Getöteten zu gewährende Scha­
denersatz für die Z u k u n f t  durch Entrichtung einer 
Geldrente zu leisten. Hieraus folgt, daß die in der 
zurückliegenden Zeit, d. h. bei einer gerichtlichen Ent­
scheidung über den Anspruch die bis zum Zeitpunkt 
des letzten Termins der mündlichen Verhandlung ent­
standenen Ansprüche, als Kapitalforderung zuzu­
sprechen sind. Diese wird aber lediglich durch den 
Höchstbetrag von 25 000 DM begrenzt (§ 12 Abs. 1 
Ziff. 1 KFG).

Auch die Klägerin zu 2) hat nur dann und soweit 
Ansprüche gegen den Verklagten, als ihr durch die 
Tötung des Vaters das R e c h t  auf Unterhalt entzogen 
worden ist. Bei der Prüfung dieser Frage kann, ent­
gegen der Auffassung des Bezirksgerichts, die von ihr 
bezogene Lehrlingsvergütung nicht unberücksichtigt 
bleiben. Bei den Einkommensverhältnissen des Ver­
unglückten hätte die Klägerin zu 2) keinen vollen 
Unterhaltsanspruch gegen ihren Vater mehr gehabt. 
Der Vater wäre lediglich noch verpflichtet gewesen, ihr 
einen Unterhaltsbeitrag zusätzlich zur Lehrlingsver­
gütung zu gewähren. Das ergibt sich schon aus folgen­
dem: Bei der vom Bezirksgericht vorgenommenen
schematischen Drittelung des Einkommens des Ver­
unglückten hätte die Klägerin zu 2) 167 DM (80 DM 
Lehrlingsvergütung und 87 DM Unterhaltsbeitrag vom 
Vater) für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung gehabt, 
während für b e i d e  Eltern nur etwa der gleiche Betrag 
vorhanden gewesen wäre. Es hätte danach nur ein 
Unterhaltszuschuß von etwa 40 DM in Betracht kom­
men können. Die Klägerin erhält aber bereits wegen 
des tödlichen Unfalls ihres Vaters eine Rente von 
•65,90 DM von der Sozialversicherung, wobei auch hier 
nochmals bemerkt sei, daß der Verklagte, wenn er auch 
unmittelbar Rentenbeträge an die Klägerin zu 2) nicht 
zu zahlen hat, so doch mittelbar, gegenüber der Sozial­
versicherung, ebenso wie hinsichtlich der Unfall- 
Witwenrente der Klägerin zu 1), für entgangenen Unter­
halt aus dem Schadenfall aufzukommen hat.

§§ 1 und 4 der Anordnung der Deutschen Wirt­
schaftskommission zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 45 des Kontrollrats betreffend Aufhebung der Erb­
hofgesetze und Einführung neuer Bestimmungen über 
land- und forstwirtschaftliche Grundstücke vom 23. Fe­
bruar 1949 (ZVOB1. S. 191); § 10 Abs. 1 der Ausfüh­
rungsbestimmungen hierzu vom 10. März 1949 (ZVOB1.
S. 193); §§ 31 Abs. 1, 71, 83 Ziff. 6, 86 ZVG.

Für die Veräußerung landwirtschaftlicher Grund­
stücke ist die Genehmigung des Rates des Kreises, im 
Falle der Zwangsversteigerung dessen Bietungsgeneh­
migung erforderlich. Fehlt die Bietungsgenehmigung, 
so darf das Gebot nicht zugelassen und, wenn es 
gleichwohl zugelassen ist, muß der Zuschlag versagt 
werden.

OG, Urt. vom 10. März 1959 - 2 Zz 54/58.

Der Gläubiger hat gegen den Schuldner vier Voll­
streckungsbefehle über einen Gesamtbetrag von 7779,03 DM 
erwirkt. Eine auf den Gesamtbetrag diaser Forderungen 
eingetragene Hypothek tastet auf dem landwirtschaftlichen 
Grundstück des Schuldners.

Der Gläubiger hat auf Grund der Vollstreckungstitel 
und der Hypothek die Zwangsversteigerung des Grund­
stücks des Schuldners erwirkt. Im Zwangsversteigerungs­
termin vom 4. Dezember 1957 erklärte der Sekretär des 
Kreisgerichts, wie sich aus dem Sitzungsprotokoll ergibt:

„Bietungsgenehmigung ist nicht erforderlich, da unter
1 ha landw. Nutzfläche ist, und das andere Pachtland ist.“
Der Gläubiger gab das einzige Gebot von 3000 DM ab, 

das infolgedessen als Meistgehot betrachtet wurde. Das 
Protokoll enthält hierüber den Vermerk: „Der Meist­
bietende wurde darauf hingewiesen, daß vor der Erteilung 
des Zuschlages die Genehmigung des Krs. vorliegen muß.“ 
Durch den am 11. Dezember 1957 verkündeten Beschluß­
erhielt der Gläubiger den Zuschlag. Dieser Beschluß wurde 
rechtskräftig, nachdem das Kreisgericht die Erinnerung 
eines anderen Hypothekengläubigers, der das Gebot als zu 
niedrig bezeichnete, mit Beschluß vom 27. Januar 1958 
zurückgewiesen hatte.

Gegen ihn richtet sich der Kassationsantrag des General­
staatsanwalts, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 1 in Verbindung mit § 4 der Anordnung der 

Deutschen Wirtschaftskommission vom 23. Februar 1949 
(ZVOB1. S. 191) bedarf die Veräußerung landwirtschaft­
licher Grundstücke der Zustimmung des Rates des 
Kreises. Veräußerung in diesem Sinne ist auch die 
Zwangsversteigerung. An sich ist diese Anordnung ur­
sprünglich zur Durchführung des Gesetzes Nr. 45 des 
Kontrollrats erlassen worden, das, wie alle anderen 
Gesetze und sonstigen Bestimmungen des Kontrollrats, 
außer Kraft getreten ist. Die Anordnung ist jedoch in 
Kraft geblieben, da sie nicht etwa nur Bestimmungen 
über die Zuständigkeit der Stellen, die das Kontroll- 
ratsgesetz ausführen sollen, sondern auch materielle, 
aus sich heraus verständliche Bestimmungen enthält. 
Die in § 4 enthaltenen Vorschriften geben, auch ohne 
Anziehung des außer Kraft getretenen KRG 45, eine 
vollständige materielle Grundlage dafür, in welchen 
Fällen der Rat des Kreises die Genehmigung zu er­
teilen hat. Die auf dieser materiellen Rechtsnorm 
beruhende Genehmigungsbedürftigkeit ist aber ver­
blieben. Ob die Zustimmung des Rates des Kreises 
vorliegt — die sogenannte Bietergenehmigung — ist 
nach § 71 Abs. 2 ZVG von Amts wegen vom Sekretär 
zu prüfen. Fehlt sie, so darf das Gebot nicht zugelassen 
werden. Ein derartiges unwirksames Gebot muß 
zurückgewiesen werden. Ist es aber gleichwohl infolge 
eines Rechtsirrtums zugelassen worden, so muß nach 
der zwingenden Vorschrift des § 83 Ziff. 6 ZVG der 
Zuschlag versagt werden.

Wenn irgendwelche Zweifel bestehen, ob die Geneh­
migung des Rates des Kreises erforderlich ist, so hat 
nach § 10 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen vom
10. März 1949 zur Anordnung vom 23. Februar 1949 
(ZVOB1. S. 193) die Genehmigungsbehörde, d. h. der 
Rat des Kreises, hierüber zu entscheiden und gegebenen­
falls nach § 10 Abs. 2 a. a. O. auf Antrag eines der Be­
teiligten eine Bescheinigung darüber auszustellen, daß 
eine Genehmigung nicht erforderlich ist oder als erteilt 
gilt. Das gedeutet, daß der Sekretär, wenn irgendwie 
Zweifel bestehen konnten, beim Rat des Kreises vor 
dem Zwangsversteigerungstermin anfragen mußte. 
(Übrigens ergeben die beiden hier wiedergegebenen 
im Protokoll enthaltenen Erklärungen, daß der Sekretär 
Zweifel gehabt hat. Er hat den meistbietenden Gläu­
biger aufgefordert, die Genehmigung des Rates vor dem 
Zuschlag beizubringen und dessen Erteilung hiervon 
abhängig gemacht, also anscheinend lediglich — aller­
dings rechtsirrig — gemeint, daß diese Genehmigung
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